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Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Gewährung 
einer Vergütung für die Aufgabe der Miicherzeugung für den Markt 


A. Problem 

Der Bund soll in die Lage versetzt werden, in Höhe der Abga- 
ben, die während der ersten beiden Zwölfmonatszeiträume 
der Garantiemengenregelung Milch erhoben werden, weitere 
Referenzmengen aus dem Markt zu kaufen. 

Den Ländern soll die Möglichkeit eröffnet werden, in eigener 
Zuständigkeit an Milcherzeuger Vergütungen für die Aufgabe 
der Milcherzeugung zu gewähren. 


B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes 
über die Gewährung einer Vergütung für die Aufgabe der 
Milcherzeugung für den Markt dient dazu, diese Zielsetzung 
zu ermöglichen. 


C. Alternativen 

keine 
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D. Kosten 

Dem Bund entstehen zusätzliche Zweckausgaben, deren Höhe 
von der Inanspruchnahme der Herauskaufaktion durch die 
Milcherzeuger abhängig ist. Für die Maßnahme sind im Haus- 
haltsentwurf 1986 und im Finanzplan folgende Ausgaben ver- 
anschlagt: 

— 1886: 120 Mio. DM, 

— 1987: 30 Mio. DM. 

Soweit die Ausgaben schon in 1985 entstehen, müssen Haus- 
haltsmittel überplanmäßig bereitgestellt werden. Einnahmen 
aus der Abgabe der Garantiemengenregelung Milch werden 
im Einzelplan 60 des Bundeshaushaltes verbucht. Das Abga- 
beaufkommen aus dem Milchwirtschaftsjahr 1984/85 wird auf 
rund 150 Mio. DM geschätzt. Anfallende Personal- und Ver- 
waltungsaufgaben beim Bundesamt für Ernährung und Forst- 
wirtschaft und den eingeschalteten Landesstellen können im 
Rahmen der vorhandenen Ansätze ausgeglichen werden. 

Im übrigen entstehen den Ländern durch dieses Gesetz keine 
Kosten. 

Den Gemeinden entstehen keine zusätzlichen Kosten. 
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Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Gewährung 
einer Vergütung für die Aufgabe der Miicherzeugung für den Markt 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Gewährung einer Vergütung 
für die Aufgabe der Milcherzeugung für den Markt 
vom 17. Juli 1984 (BGBL I S. 942) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. Der Überschrift wird folgende Kurzbezeichnung 
mit Abkürzung angefügt: 

„(Milchaufgabevergütungsgesetz — MAVG)“ 

2. Nach § 1 Abs. 1 wird folgender Absatz la einge- 
fügt: 

„(1 a) Über die in Absatz 1 Satz 1 genannte Ge- 
samtmenge hinaus können für weitere Mengen 
an die dort genannten Erzeuger, beginnend 1985, 
nach Maßgabe des Artikels 9 Abs. 4 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 857/84 des Rates vom 31. März 
1984 (ABI. EG Nr. L 90 S. 13), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1305/85 des Ra- 
tes vom 23. Mai 1985 (ABI. EG Nr. L 137 S.12), 
Vergütungen bis zur Höhe der zur Verfügung 
stehenden Abgabe gewährt werden. Soweit 
Rechtsakte des Rates oder der Kommission 
nicht entgegenstehen, wird die Vergütung in ei- 
ner Höhe bis zu 700 Deutsche Mark je 1 000 kg 
Milch in einem Betrag gewährt. Die Vergütung 
für eine teilweise Aufgabe der Milcherzeugung 
kann ab einer Mindestmenge von 10 000 kg 
Milch gewährt werden.“ 

3. Nach § 2 wird folgender § 2 a eingefügt: 

„§2a 

Maßnahmen der Länder 

(1) Über die in § 1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. la 
Satz 1 genannten Mengen und Vergütungen hin- 
aus können die Länder an die dort genannten 
Erzeuger in Durchführung der Verordnung 
(EWG) Nr. 857/84 Vergütungen in einem Betrag, 
in fünf gleichen oder in zehn gleichen Jahresra- 
ten gewähren. Bei Auszahlungen in einem Be- 
trag kann die Vergütung bis zu 700 Deutsche 
Mark, bei Auszahlung in fünf gleichen Jahresra- 
ten bis zu 800 Deutsche Mark, bei Auszahlung in 


zehn gleichen Jahresraten bis zu 1 000 Deutsche 
Mark je 1 000 kg Milch der Bemessungsgrund- 
lage betragen, soweit nicht Rechtsakte des Ra- 
tes oder der Kommission entgegenstehen. Be- 
messungsgrundlage ist die nach den Vorschrif- 
ten der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 und der 
Milch-Garantiemengen-Verordnung berechnete 
Referenzmenge mit der Maßgabe, daß Referenz- 
mengen nach Artikel 6 der Verordnung (EWG) 
Nr. 857/84 und nach § 8 der Milch-Garantiemen- 
gen-Verordnung sowie Erhöhungen der Refe- 
renzmenge, die sich aus einer Anwendung des 
§ 6 Abs. 2 bis 8 der Milch-Garantiemengen-Ver- 
ordnung sowie Artikel 6 a der Verordnung 
(EWG) Nr. 857/84 ergeben, bei der Berechnung 
unberücksichtigt bleiben, 

(2) Die Vergütung für eine teilweise Aufgabe 
der Milcherzeugung kann nur ab einer Mindest- 
menge von 10 000 kg Milch gewährt werden. Die 
Vergütung für eine teilweise Aufgabe der Milch- 
erzeugung wird solchen Erzeugern nicht ge- 
währt, deren Referenzmenge nach Artikel 6 oder 
Artikel 6 a der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 
oder nach § 6 Abs. 2 bis 8 oder § 8 der Milch- 
Garantiemengen-Verordnung berechnet worden 
ist. 

(3) Mit Ablauf des Monats, der auf den Monat 
folgt, in dem der Bescheid über die Vergütung 
dem Erzeuger zugegangen ist, wird die zu vergü- 
tende Menge zugunsten des Landes freigesetzt, 
in dem der Bescheid erlassen wurde. Auf Milch, 
die nach diesem Zeitpunkt vermarktet wird, ist 
die Abgabe nach Artikel 1 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 857/84 zu entrichten.“ 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch Land Ber- 
lin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 11. Juni 1985 


Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Nach Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe a der Verordnung 
(EWG) Nr. 857/84 sind die Mitgliedstaaten ermäch- 
tigt, Erzeugern, die sich zur Aufgabe der Milcher- 
zeugung verpflichten, eine Vergütung zu gewähren, 
die in einer oder mehreren Jahreszahlungen ausge- 
zahlt werden kann. 

Der Bund hat von der Ermächtigung durch das Ge- 
setz über die Gewährung einer Vergütung für die 
Aufgabe der Milcherzeugung für den Markt vom 
17. Juli 1984 (BGBl. I S. 942) Gebrauch gemacht. 

Gemäß Artikel 9 Abs. 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 857/84 sind die Mitgliedstaaten nunmehr er- 
mächtigt, die Abgabe für die ersten beiden Zwölf- 
monatszeiträume der Garantiemengenregelung 
Milch zur Gewährung einer Vergütung im Sinne 
von Artikel 4 Abs. 1 Buchstabe a dieser Verordnung 
zu verwenden. 

Der vorliegende Gesetzentwurf berechtigt den 
Bund dazu, von dieser Ermächtigung Gebrauch zu 
machen. 

Der vorliegende Gesetzentwurf dient außerdem 
dem Ziel, auch den Ländern die Möglichkeit zu er- 
öffnen, Referenzmengen aufzukaufen, um sie im 
Rahmen der Strukturverbesserung bei der Lösung 
von Problemfällen im Bereich der Garantiemengen- 
regelung Milch zu verwenden. 

Dem Bund entstehen zusätzliche Zweckausgaben, 
deren Höhe von der Inanspruchnahme der Heraus- 
kaufaktion durch die Milcherzeuger abhängig ist. 
Für die Maßnahme sind im Haushaltsentwurf 1986 
und im Finanzplan folgende Ausgaben veran- 
schlagt: 

— 1986: 120 Mio. DM, 

— 1987: 30 Mio, DM. 

Soweit die Ausgaben schon in 1985 entstehen, müs- 
sen Haushaltsmittel überplanmäßig bereitgestellt 
werden. Einnahmen aus der Abgabe der Garantie- 
mengenregelung Milch werden im Einzelplan 60 
des Bundeshaushaltes verbucht. Das Abgabeauf- 
kommen aus dem Milchwirtschaftsjahr 1984/85 
wird auf rund 150 Mio. DM geschätzt. Anfallende 
Personal- und Verwaltungsausgaben beim Bundes- 
amt für Ernährung und Forstwirtschaft und den 
eingeschalteten Landesstellen können im Rahmen 
der vorhandenen Ansätze ausgeglichen werden. 

Im übrigen entstehen den Ländern keine Kosten. 

Den Gemeinden entstehen keine zusätzlichen Ko- 
sten. 

Das Gesetz wirkt sich auf Einzelpreise und auf das 
Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher- 


preisniveau, nicht aus. Auch nach Ausfüllung der 
Ermächtigungen des Gesetzes durch Bund und 
Länder ist eine Überschußsituation auf dem Milch- 
markt zu erwarten. Der Milchpreis wird sich daher 
weiterhin am Interventionspreis orientieren. 


B. Im einzelnen 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Der Überschrift soll eine Kurzfassung hinzugefügt 
werden. 

Zu Nummer 2 

Der eingefügte § 1 Abs. 1 a berechtigt den Bund über 
die in § 1 Abs. 1 genannte Milchmenge hinaus Ver- 
gütungen für die Aufgabe der Milcherzeugung zu 
gewähren. 

Nach Maßgabe des Artikels 9 Abs. 4 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 857/84 soll der Bund in Höhe der 
erhobenen Abgaben, die dem Bundeshaushalt sei- 
tens der Europäischen Gemeinschaften zu diesem 
Zweck zur Verfügung gestellt werden sollen, wei- 
tere Vergütungen für die Aufgabe der Milcherzeu- 
gung gewähren können. Die Vergütung wird in ei- 
ner Höhe bis zu 700 Deutsche Mark je 1 000 kg 
Milch in einem Betrag, beginnend ab 1985, gewährt. 
Bei teilweiser Aufgabe der Milcherzeugung wird die 
Vergütung ab einer Mindestmenge von 10 000 kg 
Milch gewährt. 

Zu Nummer 3 

Der eingefügte § 2 a eröffnet den Ländern die Mög- 
lichkeit, in eigener Zuständigkeit Vergütungen für 
die Aufgabe der Milcherzeugung in einem Betrag, 
in fünf gleichen oder in zehn gleichen Jahresraten 
zu gewähren. Die Bestimmung stellt sicher, daß die 
Ausgestaltung der Vergütungsregelung der Länder 
bezüglich des Kreises der Anspruchsberechtigten 
einheitlich erfolgt und in Höhe und Zahlungsweise 
nicht besser ausgestaltet wird als bei der Bundes- 
maßnahme. Sie regelt außerdem die Freisetzung 
der zu vergütenden Milchmenge. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält die übliche Berlin-Klau- 
sel. 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten. 
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